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TAGESORDNUNG 

BERICHTERSTATTER BÜRGERMEISTER JOSEF FELLINGER: 

1) Gem-5320/65 Antrag auf Aufhebung einer Verordnung der 

oberösterreichischen Landesregierung, be­

treffend die Besorgung von Agenden der 

örtlichen Sicherheitspolizei. 

BERICHT~RSTATTER BÜRGERMEISTER-STELL VERTRETER FRANZ WEISS: 

2) ÖAG-4077 /68 Ankauf des Hotels Münichholz. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT KONRAD KINZELHOFER: 

3) ÖAG- 5121/ 68 Berichtigung des Gemeinderatsbeschlusses, 

betreffend die Neuregelung der Tarife für 

die städtischen Verkehrsbetriebe. 
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BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 
Werte Damen und Herren! 

Ich darf Sie zur heutigen Gemein­
deratssitzung recht herzlich begrüßen. 
Sie wurde ordnungsgemäß einberufen. 
Die Beschlußfähigkeit ist gegeben. Ent­
schuldigt haben sich die Herren Ge­
meinderäte Ing. Böhm und Heigl und 
Herr Stadtrat Fürst. Einige Herren 
sind schon am Stadtplatz gesehen wor­
den, sie suchen verzweifelt einen 
Parkplatz. Wir hoffen, daß sie noch 
kommen. 

Als Protokollprüfer werden vor­
geschlagen Herr Gemeinderat Sablik 
und · Herr Gemeinderat Dr. Stellnber­
ger, Ich bitte Sie, diese Funktion aus­
zuüben. 

Sie haben in der Tagesordnung 
drei Tagesordnungspunkte, die wir be­
handeln müssen. Vor Eingang in die 
Tagesordnung darf ich bekanntgeben , 
daß Sie eine Einladung für eine Infcr­
mationsfahrt der Gemeinderäte erl':!:il­
ten haben . Wir werden nach Absolvie­
rung dieser drei Tagesordnungspunkte 
eine kurze Pause einschalten und wer­
den die Information beginnen. Ich bitte 
die Herren und Damen noch kurz hier 
zu bleiben, bevor wir die Rundfahrt be­
ginnen. 

Wir gehen in die Tagesordn~ng ein 
und ich bitte zum ersten Tagesord­
nungspunkt Herrn Vizebürgermeister 
Weiss, den Vorsitz zu übernehmen. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER FRANZ .WEISS: 

Ich übernehme den Vorsitz und 
erteile Herrn Bürgermeister Fellin­
ger zur Berichterstattung das Wort. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Ihnen den Amtsbericht zur Kennt­
nis zu bringen, hieße - wie das Sprich­
wort sagt - Eulen nach Athen tragen, 
nachdem Sie selbst im Besitze dieses 
Amtsberichtes sind und Sie in den Zei­
tungen über diesen Tagesordnungs-

punkt - soweit er das Verwaltungsge­
richtshofurteil betrifft - sicher ausrei­
chend gelesen und in den Fraktionen 
darüber diskutiert haben, Ich darf mich 
daher, wenn Sie einverstanden sind, 
auf den Vortrag des Antrages beschrän­
ken. Der Antrag des Finanz- und 
RecMsausschusses lautet: 

1) Gem-5320/65 
Antrag auf Aufhebung einer Ver­
ordn~ der oberösterreichischen 
La~esregierung, betreffend die 
Besorgung von Agenden der örtli­
chen Sicherheitspolizei. 

De·r Gemeinderat wolle beschließen: 
D:.e Einbringung eines Antrages 

bei der oberösterreichischen Landes­
regierung, § 1, Abs. 1, lit. a der 
Verordnung vom 13. 12. 1965, LGBl. 
Nr . 56, womit die Besorgung der ört­
lichen Sicherheitspolizei auf die Bun­
despolizeibehörde in Steyr übertragen 
wurde , mit sofortiger Wirkung auf­
zuheben , wird genehmigt. 

Die Agenden der örtlichen Si­
cherheitspolizei des eigenen Wirkungs­
bereiches der Stadt Steyr sind vom 
Magistrat Steyr wahrzunehmen. 

Ich bitte Sie, diesem Antrag Ih­
re Zustimmung zu geben. Er wird -
wie Sie aus dem Antrag ersehen - an 
die OÖ. Landesregierung gerichtet, 
die schon einen Antrag der Gemeinde 
Linz gleichen Inhaltes genehmigt hat. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER FRANZ WEISS: 

Ich danke für die Berichterstat­
tung zum ersten Tagesordnungspunkt. 
Wer wünscht dazu das Wort? Natürlich 
Herr Gemeinderat Moser. Bitte! 

GEMEINDERAT AUGUST MOSER: 
Sehr geehrter Gemeinderat! 

Nicht umsonst hat Herr Vizebür­
germeister Weiss gesagt: "Natürlich 
Gemeinderat Moser". denn allen Ge­
meinderäten - ich glaube auch den zu­
letzt gewählten und hier eingezogenen - , 
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aber besonders den in frühe:ren Jahren 
tätigen ist bekannt, daß meine Frak­
tion- in den letzten Jahren ich persön­
lich - jedes Jahr bei der Budgetbera­
tung auf die Ungerechtigkeit dieses Po­
lizeikostenbeitrages verwiesen hat und 
wenn wir auch dem Budget insgesamt 
immer die Zustimmung gegebe:n -haben, 
so haben wir immer kiar und deutlich 
gesagt mit Ausnahme des PoEzeiko­
stenbeitrages. Das ist nicht geschehen 
aus Böswilligkeit oder Gehässigkeit 
gegenüber der Polizei. Es hat in den 
ersten Jahren, als ich dazu S:ellung 
genommen habe und es able:hnte, bei 
der Polizei Meinungsverschiedenhei­
ten ausgelöst, auch bei der Wachmagn­
s chaft und bei yers chiedenen anderen 
Herren, die das · als Gehässigkeit aus­
gelegt haben und es l).at einer Klarstel­
lung sowohl im Gemeinderat &ls auch 
der Presse bedurft, um dieses Miß­
verständnis zu beseitigen. Unser Stand-· 
punkt war immer der, daß wir gesagt 
haben , jeder Arbeitgeber soll sich sei­
ne Angestellttn selbst bezahlen. D&s ist 
eine Bundespolizei, das sind Bundes­
anges tellt e und deshalb ist dtr Bund 
verpflichte t, die Polize ikosten selbst 
zu t ragen. Es hat auch bei den Land­
gemeinden nicht geheißen, wo dtn Si­
cherheitsdienst die G-=:o.darnE: rte be­
sorgt, daß die Landgemeinden die Gen­
dameriekosten für den Sicherhtits­
dienst leisten müssen. Auch auf diesen 
Umstand haben wir hingewiesen. Leider 
war es so, daß ich mir schon manches 
Mal vorgekommen bin wie ein 11Rufer 
in der Wüsten. Trot zdem, nachdtm 
wir davon überzeugt waren, daß diese 
Sache einmai . zu Fall kommen wird, 
weil sie unberechtigt ist, haben wir un­
sere Ablehnung aufrecht erhalten. kh 
mußte manches Witzwort in Kauf neh~­
men und manches Mal hat sich die 
Mehrheit des Gemeinderates darüber 
lustig gemacht und mich aufmerksam 
gemacht, ich möchte die Polizeikosten 
nicht vergessen bei meiner Steliung­
nahme zum Budget. Aber ich habe ver-

mißt - dieser Verwunderung möchte 
ich heute Ausdruck verleihen - daß 
sich einmal der Stadtsenat ernstlich 
mit dem Gedanken befaßt hätte, zu die­
ser meiner Jahr für Jahr erfolgten Ab­
lehnung des Polizeikostenbeitrages , 
diesen einmal wirklich zu überprüfen 
und zu sagen, warum stimmt er gera­
de gegen diesen, wenn er für das gan­
ze Budget Jahr für Jahr stimmt, 
warum gerade gegen diesen Punkt? 
ich glaube es hätte sich gelohnt. Das 
konnte doch nicht nur ein Gegenstand 
der Belustigung für die Mehrheit des 
Hauses sein, bei der Budgetberatung 
von mir zu hören, daß wir gegen den 
Polizeikostenbeitrag stimmen. Die­
sen Ernst hätte ich schon vorausge­
setzt. Es ist leider nicht eingetreten 
und es mußten andere Gemeinden, als 
die Bel&stung für alle Gemeinden schon 
zu hoch geworden, ja fast unerträg­
lich geworden ist, dazu Stellung neh­
men und zu einem Hö_chstgericht ge­
hen, um das überprüfen zu lassen. 
Wie wir heute sehen mit Erfolg, er­
ging zugunsten der Gemeinden der 
Spruch, daß die Gemeinden nicht ver­
pfiichtet sind, diesen Polizeikosten­
beitrag zu bezahien. Daß wir das im­
mer bE:zahlt haben, hat viele Millio­
nen ausgemacht und wir hätten manch 
wichtiges Projekt bewältigen können. 
Es hat die Gemeinde im Laufe der Jah­
re über S 30 Millionen abgeführt an 
Polizeikostenbeitrag, er ist gestiegen 
·von S 40, -- auf S 60, :.._ pro Kopf der 
Bevölkerung und ~uletzt, wie wir wis­
sen, auf S 80,--. S ~0,-- war bean­
tragt, das ist doch vom Städtebund -
soviel ich weiß - abgelehnt worden, 
al:.er jedenfalls auf S 80, -- und es ist 
das erste Mal bei der Budgetberatung 
für das Jahr 1969 auch von Herrn Bür­
germeister erwähnt worden, daß der 
Polizeikostenbeitrag schon sehr be­
schwerlich und belastend für die Ge­
meinde geworden ist. Er hat viele 
Millionen gekostet, damit hätte man -
ich habe keine genauen Ziffern hier -
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das Hundsgrabenprojekt, das mit etwas 
über S 30 Millionen beziffert wurde, 
bewältigen können. Wieviele Wohnun-

. gen hätte man bauen können mit die­
sen S 30 Millionen usw. , das alles 
wurde versäumt, weil nur von einem 
Kommunisten im Gemeinderat auf eine 
Sache hingewiesen wurde, die uns als 
unberechtigt erschienen ist und schließ­
lich haben auch wir einige Verfassungs -
juristen, die die Verfassung genau 
kennen und alle diese Dinge, die im­
mer der Überzeugung waren, daß die­
ser Polizeikostenbeitrag von den Ge­
meinden nicht geleistet werden müßte. 
Das wollte ich gesagt haben, weil ich 
der Meinung bin, daß, wenn etwas be­
harrlich von einer Fraktion - was im­
mer für eine es ist - aufgezeigt wird 
und nur von dem Gedanken ausgehend, 
der Gemeinde Kosten zu ersparen, 
der Gemeinde unnütze Ausgaben zu 
ersparen, was wiederum der gesam­
ten Gemeinde und ihrer Bevölkerung 
zugute kommt, so soll man nicht fra­
gen, von welcher Fraktion es kommt, 
auch nicht ob es von den Kommunisten 
kommt. Denn was wir vertreten, ver- · 
treten wir im Interesse der arbeiten­
den Bevölkerung Steyrs und im Inter­
esse der gesamten Gemeinde. Wir 
sollen gemeinsam helfen, unnütze Aus­
gaben zu ersparen. Ich möchte damit 
sagen, man sollte das in Zukunft mehr 
berücksichtigen. Wir leben in einem 
demokratischen Staat, wo auch die 
Stimme des Einzelnen gehört und ge­
prüft werden soll, ob sie nicht doch 
im Interesse der Gemeinschaft erho­
ben wird, u.m der Gemeinschaft zu die­
nen. Das wollte ich zum Ausdruck ge­
bracht haben und meiner Genugtuung 
darüber Ausdruck verleihen, daß die­
ser Antrag heute gestellt wurde und 
vom gesamten Gemeinderat auch an­
genommen wird. 

. BÜRQERMEIS'I'.ER - S'I'.E;LL VERTRE­
·:r,:mR ' FRA,N,Z WEIEiS: 

Ich 'danke 1-Ie~:r.n Gemeinderat 

Moser. Als Nächsten bitte ich Herrn 
Kollegen Besendorfer. 

STADTRAT ALOIS BESENDORFER: 
Geehrter Gemeinderat! 

Ich habe mich ganz unwillkürlich 
zum Wort gemeldet. Wenn Kollege 
Moser nur seiner Genugtuung Ausdruck 
verliehen hätte, hätte ich mich mit ihm 
gefreut, weil ich seit Jahren weiß, 
daß er beim Polizeikostenbeitrag seine 
Stimme erhoben hat. Ich lese im Gei­
ste heute schon die Zeitung und er hat 
die Rechnung angestellt, wieviele Mil­
lionen wir hier ausgegeben haben da­
durch, weil wir nicht seinerzeit dem 
Antrag, den Polizeikostenbeitrag abzu­
lehnen, die Zustimmung gegeben ha­
ben. Wir alle wissen, daß der Polizei­
kostenbeitrag ein Bestandteil des Fi­
nanzausgleiches ist. Wir dürfen uns -
darüber haben wir auch schon disku­
tiert - freuen, daß wir in den nächsten 
drei Jahren effektiv diesen Betrag im 
Hause behalten dürfen. Wir haben viel­
leicht ein großes Glück - das soll man 
hier auch erwähnen - daß große Städte 
wie Wien, Salzburg und Innsbruck in 
dieser Reihe nicht mitgehen aus vielen 
Überlegungen, das würde zu weit füh­
ren, das hier anzuschneiden. Aber der 
Finanzausgleich ist ein Bestandteil des 
Staatshaushaltes und wir haben die Be­
fürchtung, daß der Finanzminister sich 
schon wieder Gedanken macht und ma­
chen muß, wie er jenen Betrag, der 
ihm aus dem Finanzausgleich, aus sei­
nen Budgetmitteln, herausgenommen 
wird, wieder hereinbringt. Wir sind 
der Meinung, daß er dabei auf die Städ­
te in den Industriegebieten nicht ver­
gessen wird. Wir wissen nicht, was ihm 
einfallen wird, aber wir sind der Über­
zeugung, daß die Freude, daß wir uns 
hier einen Geldbetrag ersparen konnten, 
sehr kurz sein kann. Wäre das schon 
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früher geschehen, ich weiß nicht in 
welcher Form, das wissen wir heute 
alle noch nicht, uns der Finanzausgleich 
beschäftigen wird, ob wir vielleicht -
wir wünschen es nicht - sagen werden, 
da wäre uns der Polizeikostenbeitrag 
noch lieber gewesen wie die kommen­
de Regelung. Das war nur ein kleiner 
Beitrag, damit die Rechnung nicht als 
ganz falsche Schlußrechnung aufgestellt 
wird. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER FRANZ WEISS: 

Danke für die Stellungnahme. 
Zum zweiten Mal meldet sich Herr 
Kollege Moser. 

GEMEINDERAT AUGUST MOSER: 
Nur kurz zu den Ausführungen 

des Kollegen Besendorfer. Natürlich 
ist der Polizeikostenbeitrag ein Teil 
des Finanzausgleichsgesetzes . Aber 
wenn er mich schon herausgefordert 
hat damit - ich habe es schon einmal in 
der Budgetberatung hier gesagt - auch 
das Finanzausgleichsgesetz. wurde vom 
sozialistischen Vizebürgermeis ter und 
Finanzreferenten Slavik dem Städt ebund 
zur Annahme empfohlen. Also wurde 
auch das von sozialistischer Seite aus 
der sozialistischen Mehrheit zu Las t en 
gelegt. Das wollte ich fes t ges:ellt ha_ .,. 
ben. 

ZWISCHENRUF STADTRAT BESEN­
DORFER: 

Ein Verhandlungsergebnis] 

GEMEINDERAT AUGUST MOSER: 
Er hat das empfohlen und die 

Mehrheit des Städtebundes hat es an­
genommen, ich glaube sogar einstim­
mig. 

BÜRGERMEISTER - STELL VER TRE­
TER FRANZ WEISS: 

Danke. Damit ist diese Wortmel­
dung beendet. Es wird keine Wortmel­
dung mehr gewünscht. Herr Bürger-

meister Fellinger wird dazu noch eini­
ges sagen. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 
Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es sind eigentlich die Grundmo­
tive · in der Diskussion schon angeklun­
gen, ich darf mir das ersparen, sie 
zu erwähnen. 

Sicher, Kollege Moser, jede 
Firma muß ihre Angestellten selbst 
bezahlen für die Leistungen, die sie 
für die Firma erbringen. Wenn wir 
jetzt das Urteil des Verwaltungsge­
richtshofes durchleuchten und auch 
die Agenden, die hier uns rücküber­
tragen werden, so dokumentieren wir 
damit, wir haben der Bundespolizei 
Agenden der Gemeinde als Sicher­
heitsbehörde übertragen lassen durch 
Beschluß des Landtages und wir sind 
durch dieses Urteil erst richtig in 
das Bild gesetzt worden, daß diese 
Agenden - durch die Gemeinde Schwe­
chat hervorgerufen - in keinem Ver­
hältnis zum Polizeikostenbeitrag ste­
hen und das ist meiner Meinung nach 
der Inhalt dieses Urteiles. Hier wol­
len wir gerecht sein, daß wir Agen­
den der Bundespolizei übertragen hat­
ten, die wir jetzt wieder in unseren ei­
gen€n Wirkungsbereich hineinlegen. 
Allerdings in dem Bewußtsein, daß wir 
uns dadurch viel Geld ersparen kön­
nen. Kollege Besendorfer hat es ge­
sagt. Viele von uns haben den Finanz­
minister im Fernsehen gehört, wo er 
gleich nach dem Urteilsspruch gesagt 
hat , es fehlen mir die Millionen, die 
müssen auf Grund des neu zu fassen­
den Finanzausgleiches in irgend einer 
Form wieder zugunsten des Finanz­
ministers ausgehandelt werden. Das 
ist selbstverständlich. Eine Chance 
ist für uns kleinere Städte, die jetzt 
diesen Polizeikostenbeitrag einstel­
len und die Agenden zurücknehmen 
wollen, daß der Betrag, der . übrig 
bleibt und dem Finanzminister fehlt, 
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relativ gering ist und er vielleicht da­
her eine Kündigung des Finanzausglei­
ches seinerseits nicht herbeiführen 
wird. Das ist unsere Chance. Ich bin 
fest überzeugt. daß, wenn sich alle 
Städte und vorallem Wien angeschlos­
sen hätten. wir sicher mehr Sorge ha­
ben müßten, daß vorzeitig der Vertrag 
über den Finanzausgleich seitens des 
Finanzministers gekündigt worden wä-· 
re. Das ganz kurz zur Ergänzung der 
Diskussion. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER · FRANZ WEISS: 

Danke. Darf ich nun im Sinne des 
Antrages um die Abstimmung bitten? 
Wer ist dafür. den bitte ich um ein 
Zeichen mit der Hand. Danke. Gegen­
probe? Danke. Der Antrag ist einstim­
mig angenommen. 

Ich darf den Vorsitz wieder Herrn 
Bürgermeister übergeben. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Zum Vortrag des zweiten Ta­
gesordnungspunktes bitte ich Herrn 
Kollegen Weiss um den Bericht. 

BÜRGERMEISTER - STELL VERTRE­
TER FRANZ WEISS: 

' Sehr geehrter Gemeinderat! 
Ich habe Ihnen einen Antrag des 

Finanz- und Rechtsausschusses be­
züglich des Ankaufes des Hotels Mü­
nichholz durch die Stadtgemeinde Steyr 
vorzutragen. Die Gespräche über die:.. 
sen Tagesordnungspunkt finden seit 
längerer Zeit extern und intern statt. 
Es ist. glaube ich, jeder Gemeinderat 
ausreichend informiert, worum es 
geht. Ich darf Ihnen den Antrag vor­
tragen, er lautet: 

2) ÖAG-4077 /68 
Ankauf des Hotels Münichholz. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Das Hotel Münichholz, EZ. 164, 

Katastralgemeinde Hinterberg ,Kons kr. 

Nr. 1840 und 1841, samt den dazuge­
hörigen Grundflächen laut dem Grund­
besitzbogen vom 10. 2. 1955, ein­
schließlich des Inventars, ist um den 
Preis von S 5 Millionen (fünf Millionen 
Schilling) anzukaufen. Die näheren Be­
dingungen werden von der Magistrats­
direktion festgesetzt. 

An Gebühren für den Grundankauf 
ist weiters ein Betrag von S 500. 000, -
(Schilling fünfhunderttausend) zu ent­
richten. 

Zum angegebenen Zweck wird 
der Betrag von 

S 220 . 000, --
(Schilling zweihundertzwanzigtausend) 

bei VP 92-911 aoH fre igegeben und ei­
ne überplanmäßige Ausgabe in Höhe 
von 

S 5,280.000,--
(Schilling fünf Millionen zweihundert-

achtzigtausend) 

bei derselben Haushaltsstelle bewilligt. 
Die Deckung für diese überplanmäßige 
Ausgabe hat durch Aufnahme von Dar­
lehen zu erfolgen. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wünscht jemand zu diesem An­
trag das Wort? 

Herr Kollege Wallner bitte! 

STADTRAT MANFRED WALLNER: 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 
sehr geehrte Damen und Herren des 
Gemeinderates ! 

Ich darf im Namen meiner Frak­
tion zu diesem Tagesordnungspunkt 
folgende Erklärung abgeben. Seit lan­
gem weist die ÖVP mit Nachdruck auf 
die Notwendigkeit hin, die stark ein­
seitig orientierte und auf einen einzel­
nen Wirtschaftszweig aufgebaute Wirt- · 
schaftsstruktur unserer Stadt durch 
die Ansässigmachung fähiger Gewer­
bebetriebe und die Etablierung neuer 
Betriebsstätten zu verbessern. Im 
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Einklang mit dem Urteil namhafter 
Fachleute über die wirtschaftliche La­
ge unserer Stadt haben wir mit steter 
Regelmäßigkeit ein großzügiges um­
fassendes Konzept zur Förderung des 
Gewerbes einerseits durch Beistellung 
entsprechender örtlicher Gegebenhei­
ten und andererseits durch Gewährung 
finanzieller Starthilfen für Betriebs­
gründungen in Form eines Wirt­
schaftsförderungsfonds verlangt. Al­
les Forderungen, zu denen sich an­
dere Gemeinden bereits längst in er­
folgzeigender Weise bekennen. Was in 
unserer Stadt auf diesem Gebiet bisher 
geschehen ist, verdient wahrlich nicht 
das Prädikat "besonders bemerkens­
wert". Im sogenannten Industriegelän­
de an der Resthofstraße ist eine einzi­
ge Gewerbeneugründung durch Ansied­
lung eines bisher außerhalb von Steyr 
gelegenen Betriebes erfolgt, in allen 
anderen Fällen handelt es sich bloß 
um Betriebsverlegungen und Verbes­
serungen innerhalb der Stadt, die zwar 
im Einzelfall notwendig, für die Wirt­
schaftsstruktur aber kaum verbessernd 
waren. Ähnliches wäre auch zu der bis­
herigen Stellung der Staät zu den Pro­
blemen des Fremdenverkehrs zu sa­
gen. Wir begrüßen daher den Ankauf 
des Hotels in Münichholz trotz aller 
dabei auftretenden · Bedenken, z . B. 
der hohe Kaufpreis, die zu erwarten­
den bedeutenden Instands etzungskosten 
und nicht zuletzt das Fehlen echter Ren­
tabilitätsberechnungen und die sich 
daraus ergebenden Risken und schließ­
lich auch gewisse Vorbe,halte, die sich 
aus der Etablierung eines Betriebes 
in einem echten Wohngebiet ergeben. 
Wir sehen in diesem Ankauf trotzdem 
einen gewissen Fortschritt im Bezug 
auf die Förderung der Ansiedlung an­
derer leistungefähiger Gewerbebetrie­
be in unserer Stadt und einen Beitrag 
zu den Problemen des Fremdenver­
kehrs, welche durch den bekannten 
Mangel an geeigneten Hotels in uns e­
r er Stadt behindert werden. In die--

sem Sinne geben wir dem vorliegen­
den Antrag unsere Zustimmung, wo­
bei wir allerdings unsere Forderung 
ausdrücklich wiederholen, in Zukunft 
sich doch zu einem großzügigeren um­
fass enden Wirts chaftsförderungs kon­
zept durchzuringen, das nicht mehr 
auf Stücke aufgebaut ist, sondern die 
modernen Erkenntnisse der Stadtpla­
nungen mit den Erfordernissen der heu­
tigen Wirtschaftseinrichtungen verbin­
det und hilft, die Stadt Steyr aus ihrer 
zu einseitigen wirtschaftlichen Aus­
richtung zu führen. Ich danke. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Weitere 
wünscht? 

Wortmeldungen er-

Herr Gemeinderat Dr. Gärber ! 

GEMEINDERAT DR. HERMANN GÄR­
BER: 
Sehr verehrter Gemeinderat! 

Wenn die Brau-AG dieses Objekt 
verkauft - die Brau-AG ist kein armes 
Unternehmen, das auf Geld ansteht -
so müssen hier gewichtige Gründe vor­
liegen. Wenn wir, die Stadtgemeinde, 
dieses Objekt kaufen, haben wir die­
se Gründe zu berücksichtigen. Die 
Brau-AG stoßt es deswegen ab, weil 
es vollkommen ertragslos war. Es ist 
unglaublich, daß es ein Objekt diesen 
Ausmasses und dieser Größe in einer 
Stadt gibt, das sozusagen keinen Er­
trag abwirft. Sie sehen hier auch wie­
der die wirtschaftliche Lage der ein­
zelnen Betriebe der Stadt selbst; die 
als bedenklich zu bezeichnen ist. Wir 
müssen uns daher wohl überlegen, ob 
wir dieses Objekt kaufen. Ich muß sa­
gen, es bleibt uns kein anderer Aus­
weg über, denn das Objekt ist einer­
seits preiswert und wenn es die Brau­
AG zu diesem Preis hergibt, so hat sie 
bestimmt ihre Gründe dafür, denn sie 
will Kosten abstoßen, die ihr laufend 
aus diesem Projekt erwachsen. Nun 
kostet dieses Objekt ungefähr S 5, 5 

- 50 -



Millionen, sodaß eine Zinsenlast dar­
aus erwächst für die Stadtgemeinde 
Steyr von ungefähr S 500. 000, - .. im 
Jahr. Dieser Betrag muß natürlich 
durch den Ertrag hereinkommen, nur 
um diese notwendigen laufenden Aus­
gaben der Stadt zu decken. Um dies 
halbwegs zu ermöglichen, ist es unbe­
dingt notwendig, daß mit der Konsum­
genossenschaft ein neuer Mietvertrag 
abgeschlossen wird. Was die Konsum­
genossenschaft dort jetzt bezahl:, is t 
nicht mehr als ein Arbeiter für eine 
Mittelwohnung bezahlt. Diese Zustän­
de können natürlich nicht weiter ge­
duldet werden. Es ist natürlich k·lar, 
daß dieses Hotel möglichst preisgün­
stig vermietet werden muß, um nur die 
notwendigsten Kosten der Gemeinde zu 
decken. Die Betriebsansiedlung - wie 
Stadtrat Wallner erklärt hat - ist für 
Steyr besonders wichtig, wir müssen 
dieser Angelegenheit der Betriebser­
erweiterung in Steyr unbedingt größtes 
Augenmerk zuwenden. Wenn wir nun 
zudiesemProjektja sagen,so mit dem 
Gedanken, daß wir auch nachher noch 
uns die Köpfe darüber zerbrechen müs­
sen, wie wir dieses Gebäude rentabel 
gestalten, was hinein kommt ist egal. 
Ich glaube es müßte sich rentabel ge­
stalten lassen. Es wird Aufgabe un­
ser aller sein, hier mitzuwirken, daß 
die Stadt nicht weiter Verluste in Kauf 
nehmen muß . Der Kaufpreis ist so, 
daß man sagen kann, es kann dabei 
nichts schief gehen. Es ist aber Auf­
gabe · der ganzen Wirtschaft in unse­
rer Stadt, hier in dieses tote Haus 
Wirtschaftliches Leben hineinzubrin­
gen. 

BÜRGERMEISTER · JOSEF FELLIN­
GER: 

Danke. Herr Kollege Moser bit-
te ! 

GEMEINDERAT AUGUST MOSER: 
Sehr geehrter Gemeinderat!, 

Ich glaube der Gemeinderat bzw. 

das Präsidium müßte sich über die 
Verwendung klar werden. Das steht, 
wie aus den bisherigen Diskussionen, 
die auch in der Öffentlichkeit geführt 
und in den Zeitungen gebracht wur­
den, eigentlich noch nicht fest. Teil­
weise hört man, es soll ein Industrie­
objekt daraus werden, teilweise soll 
es dem Fremdenverkehr dieneri. Bei­
den Zwecken wird es nicht dienen kön­
nen, denn in einem Gebäude, wo Werk­
stätt en sind, wird man keine Sommer­
gäste unterbringen, auch nicht zur 
Übernachtung, denn vielleicht wird in 
di.eaen Werkstätten im Schichtbetrieb 
gearbeitet werden. Das würde dann ein 
Widerspruch sein. Über die Preiswer­
tigkeit und die Höhe des Kaufpreises 
wurde schon gesagt, daß es in Anbe­
tracht des Umfanges des Gebäudes 
eventueil preiswert ist, daß man es 
aber, wie der Ausdruck heißt, ko­
s tendeckend gestalten muß, daß uns 
nicht neue Lasten daraus entstehen. Es 
soll ja im Gegenteil für die Gemeinde 
gewinnbringend sein. Ich bin der Auf­
fassung, daß man nicht so wie in der 
Vergangenheit - es ist klar, daß ein 
kleineres Forum, Magistratspräsidium 
oder Senatsrat, das vorberaten muß -
ehe man vor ein fertiges Projekt ge­
stellt wird, auch dem Gemeinderat ein 
Beratungsergebnis vorlegen soll, aber 
nicht schon wieder den Antrag zur Be­
schlußfassung, weil auch Gemeinde­
räte. die nicht im Stadtrat vertreten 
sind, die Möglichkeit haben möchten, 
nicht in einer 10-Minuten-Pause das 
zu -überlegen, ob man dem zustimmen 
kann .oder nicht. 

-Das möchte ich hinzufügen. Erstens 
klarzustellen, was ist beabsichtigt, 
Industrie- oder Fremdenverkehrs­
zwecken es zuzuwenden und in welcher 
Form, oder sind andere Gedanken 
maßgebend? Grundsätzlich stimme ich 
dem Kauf des Projektes zu. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Danke. Herr Kollege Weiss bit-
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te ! 

BÜRGERMEISTER - STELL VER TRE­
TER FRANZ WEISS: 

· Meine Damen und Herren! 
Diesem Thema muß ich vorerst 

einmal voranstellen, daß im Antrag 
zwar von einer Gewerbegründung nicht 
die Rede ist. Wenn Stadtrat Wallner 
in den Vordergrund seiner Überlegun­
gen jedoch die Gewerbeförderung stellt, 
deckt sich das haargenau mit den In­
teressen der sozialistischen Fraktion 
im Gemeinderat und ich glaube damit 
können wir, wenn die Pläne, die hier 
vorgesehen sind, gelingen, eindeutig 
der Steyrer Bevölkerung beweisen, daß 
wir ernsthaft gewillt sind, gewisse 
Tendenzen, die sich in den Großbetrie­
ben zeigen, durch die Förderung des 
Gewerbes und kleinerer Betriebe auf­
zufangen. Das ist tatsächlich beabsich­
tigt; es war gestern eine Abordnung 
einer Großfirma aus Deutschland hier, 
die das grundsätzliche Interesse bekun­
det hat, nach Besichtigung an Ort und 
Stelle, einen Teil des Hauses für sich 
in Anspruch zu nehmen, sofern bei den 
Bedingungen entsprechende Abkommen 
getroffen werden können. Das heißt, . 
wir sind als Gemeinde, als Stadtver­
waltung, in der Lage, der Bevölkerung 
nicht nur etwa 200 Arbeitsplätze anzu­
bieten durch die Gründung eines sol­
chen Betriebes, der sich hier ansässig 
machen will, sondern wir sind in der 
Lage, von diesem Betrieb Steuerein­
gänge für uns zu buchen. Darüber hin­
aus darf man nicht übersehen, daß 
auch die Miete eine Eingangspost ist, 
die man der Kaufsumme dann· alles in 
allem gegenüberstellen kann. Jeder 
unter uns weiß, daß der Herr Bürger­
meister im Einvernehmen mit der Ma­
gistratsdirektion schon seit langer Zeit 
Verhandlungen geführt hat, weil die 
Kaufsumme, die uns früher geboten 
wurde, viel zu hoch war. Ich möchte 
den Verhandlern auf unserer Seite 
danken, daß es gelungen ist, einen 

Kaufpreis zu erreichen, der uns er­
schwinglich erscheint und im Interes­
se des zu erwerbenden Objektes der 
gesamten Bevölkerung dienlich ist. 

Ich möchte nochmals namens 
der sozialistischen Fraktion der Be­
friedigung Ausdruck verleihen, daß 
nun dieser Antrag beschlußfähig vor­
liegt und ich wünsche als Berichter­
statter. daß der gesamte Gemeinde­
rat - das ist aus den Stellungnahmen 
der Fraktionen hervorgegangen - die­
sem Antrag einhellig -zustimmt. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Danke. 
Kollege Moser vielleicht nur zu 

Ihrem Einwand im Bezug auf die Or­
ganisation in der Gemeinde. Es ist, 
wie Sie selbst betont haben, schon 
lange bekannt, daß sich die Gemeinde 
mit dem Anbot dieses Objektes be­
schäftigt hat. Von einer Überraschung 
des Gemeinderates kann meiner Mei­
nung nach absolut keine Rede sein, 
schon aus dem Bekanntsein dieser 
Tatsache, daß wir uns mit den Ver­
käufern schon lange in Verhandlungen 
befinden. Erst zu dem Zeitpunkt, als 
ein unserer Meinung nach Ihnen ge­
nehmer Vorschlag gemacht werden 
konnte, konnten wir vor das Plenum 
treten. Dem vorausgehend ist natür­
lich eine Finanz- und Rechtsausschuß­
sitzung, in der alle Fragen, die noch 
ungeklärt sind, von uns geklärt wer­
den können, sodaß jeder Gemeinderat, 
der im Gemeinderat mit dies er Ma­
terie konfrontiert wird, in der Lage 
ist, darüber Bescheid zu wissen. 

Wir schreiten, nachdem sich kei­
ne Wortmeldung mehr ergeben hat, 
zur Abstimmung. Wer dem vom Kolle­
gen Weiss vorgetragenen Antrag die 
Zustimmung gibt, den bitte ich um ein 
Zeichen mit der Hand. Danke. Ge­
genprobe? Danke. Der Antrag ist ein­
stimzp.ig angenommen. 

Zwn. nächsten Tagesordnungs-
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punkt bitte ich Herrn Kollegen Kinzel­
hofer um seinen Vortrag. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT 
KONRAD KINZELHOFER: 
Sehr geehrter Gemeinderat! 

Mit Beschluß des Gemeinderates 
vom 20. 2. 1969 wurden die Tarife 
für die Städtischen Verkehrsbetriebe 
im Ortslinienverkehr neu festgelegt. 

Im Punkt 1 und 2 wurden Ermä­
ßigungen für Kinder und Schüler fest ­
gelegt und jeweils gemeinsam für die 
Zeit von Betriebsbeginn bis 20 Uhr ter­
minisiert. Das bedeutet eine Ver­
schlechterung, die übersehen wurde. 
Daher stellt der Finanz- und Rechts ­
ausschuß nachstehenden Antrag an den 
Gemeinderat. 

3) ÖAG-5121/68 
Berichtigung des Gemeinderatsbe­
s chl us s es, betreff end die N eure­
gelung der Tarife für die städti­
schen Verkehrsbetriebe. 

Der Gemei:qderat wolle beschließen: 
In Abänderung des Gemeinderats­

beschlusses vom 20. 2. 1969 werden 
nach Maßgabe des vorstehenden Amts­
berichtes die zeitlichen Beschränkun­
gen für ermäßigte Kinderfahrscheine 
im Punkt I und II aufgehoben. 

Punkt I und II haben nunmehr wie 
folgt zu lauten: 
I) Einzelfahrscheine für alle Teil-

strecken 
a) für· Erwachsene 
b) für Kinder von 6-- 15 Jahren 
c) für Schüler ab 15. Lebens­

jahr mit einem von der-., :­
Schuldirektion ausgestell- ·. ~ 
ten Schülerausweis (gül-
tig von Betriebsbeginn bis 

S 3,­
s 1,-

-: ·." . 

20 Uhr) S 1,­
Teil-Il) Mehrfahrtenscheine für alle 

strecken 
a) 10-Fahrten-Scheine für al-

le Teilstrecken S 25, -
b) 10- Fahrten- Scheine für 

Kinder S 8, -

c) 10-Fahrten-Scheine für 
Schüler ab 15. Lebens-
jahr (gültig von Betriebs­
beginn bis 20 Uhr) 

d) 5- Fahrten-Scheine für 
S 8, -

Erwachsene S 13, -
Diese Änderung tritt mit 26. 

März 1969 in Kraft. 

Ich ersuche um Ihre Zustim­
mung. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Danke. Wünscht dazu jemand das 
Wort? 

Herr Kollege Moser bitte! 

GEMEINDERAT AUGUST MOSER: 
Wenn ich das richtig verstan­

den habe, wird eine Begünstigung, die 
man vorher eingeräumt hat, wieder 
aufgehoben. 

BÜRGERIVIEISTER JOSEF FELLIN-­
GER: 

Nein! 

STADTRAT KONRAD KINZELHOFER: 
Das hat man nur irrtümlicher­

weise den Kindern weggenommen. 
Jetzt kommt die Ermäßigung wieder 
dazu, das heißt, daß Kinder mit S 1, -
Fahrpreis unbeschränkt und Schüler 
ab 15 Jahren, mit Schülerausweis, bis 
20 Uhr Ermäßigung haben und jetzt 
war es für beide Kategorien bis 20 Uhr 
begrenzt. Das wird für Kinder aufge­
hoben. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER? 

Für · ~inder unter 15 Jahren gilt 
S 1, - Fahrpreis für die ganze Fahr­
zeit des Omnibusbetriebes. Durch un­
seren vorhergehenden Beschluß im Ge­
meinderat haben wir .;utomatisch mit 
der Gruppe c) die Beschränkung der 
zeitlichen Dauer der S 1, - Kinder­
Karten bis 20 Uhr festgelegt. Das soll 

- 53 -



mit dem heutigen Beschluß wieder auf­
gehoben werden. Mit dem heutigen Be­
schluß haben Kinder bis zum vollen­
deten 15. Lebensjahr über die gesamte 
Fahrzeit des Omnibusbetriebes S 1, -
zu bezahlen. Jetzt mußte genau prä­
zisiert werden, wer unter c) fällt, 
das sind Schüler ab dem 15. Lebens­
jahr, für diese bleibt die beschlosse­
ne Beschränkung der begünstigten Be­
nützung mit S 1,- bis 20 Uhr aufrecht. 
Die gelten ab 20 Uhr als erwachsen. 

GEI\IBINDERAT AUGUST MOSER: 
Also es besteht doch für diese 

Gruppe eine Belastung ab 20 Uhr. 

BÜRGERI\IBISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Nein. Diese bleibt gleich, sie 
wird heute nicht geändert. Es ist nur 
eine Begünstigung für Kinder bis zum 
15. Lebensjahr in diesem Beschluß be­
inhaltet, somit eine Korrektur des da­
maligen Beschlusses. 

Wünscht noch jemand das Wort? 
Herr Kollege Petermair bitte! 

BÜRGERME ISTER - STELL VERTRE­
TER LEOPOLD PETERMAIR: 

Nur grundsätzlich, nachdem wir 
in der Gemeinderatssitzung vom 20. 2. 

gegen diesen Antrag gestimmt haben, 
enthält sich meine Fraktion bei diesem 
Antrag der Stimme. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Weitere Wortmeldungen? 
Herr Kollege Moser bitte! 

GEMEINDERAT AUGUST MOSER: 
Ich habe damals gegen die Tarif­

erhöhung gestimmt! 

ZWISCHENRUF STADTRAT ALFRED 
BAUMANN: 

Du kannst ja dagegen stimmen! 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wer dem vom Kollegen Kinzelho­
fer vorgetragenen Antrag die Zustim­
mung gibt, den bitte ich um ein Zei­
chen mit der Hand. Danke. Gegenpro­
be? Danke. 
1 Gegenstimme (GR August Moser) 
8 Stimmenthaltungen (ÖVP- Fraktion) 

Danke. 
Damit ist die Tagesordnung der 

heutigen Gemeinderatssitzung er­
schöpft. Die Sitzung ist geschlossen. 

Ende der Sitzung: 14.15 Uhr, 

DER VORSITZENDE: 

DIE RROTOKOLLPRÜFER: 

4/. 
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